
Stadt Freiberg am Neckar 
Landkreis Ludwigsburg 
 
 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 
Flüchtlingsunterkünften  
 
 

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2 
und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Stadt Freiberg a.N. am 04.06.2024 folgende Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 05.02.2002 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

§ 1 Abs. 3 Rechtsform/Anwendungsbereich  
erhält folgende Fassung: 
 
 
(3) Flüchtlingsunterkünfte sind die zur Unterbringung von Personen nach den §§ 17 und 18 
des Gesetzes über die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 
(Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG-, vom 19.12.2013, GBl. 2013, S. 493) von der Stadt 
bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. 
 
 

§ 2 
 
§ 4 Abs. 8 Benutzung der überlassenen Räume und Hausrecht 
erhält folgende Fassung: 
 
 
(8) Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Stadt Freiberg a.N. vorgenommenen baulichen 
oder sonstigen Veränderungen kann die Stadt Freiberg a.N. diese auf Kosten des Benutzers 
beseitigen und den früheren Zustand wiederherstellen lassen (Ersatzvornahme). 
 
 

§ 3 
 
§ 13 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 
erhält folgende Fassung: 
 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Gebühr ist der überlassene Wohnplatz.  
 
(2) Die Gebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt 342 € pro Wohnplatz und 
Kalendermonat.  
 
(3) Bei der Errechnung der Gebühr nach Absatz 2 nach Kalendertagen, wird für jeden Tag der 
Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt.  
 
 
 
 
 



 
§ 4 

§ 16 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 
 
 
 
 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO 
unbeachtlich, wenn Sie nicht schriftlich innerhalb eine Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber der Stadt Freiberg a.N. geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind. 
 
 
Freiberg a.N., 05.06.2024 
 
 
 
Dirk Schaible 
Bürgermeister 
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